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und hat somit nicht in verfassungswidriger Weise in das Eigentum
der Beschwerdeführerin eingegriffen.

Damit ist aber auch das Vorliegen eines verfassungswidrigen
Eingriffes in das Grundrecht der Freiheit der Erwerbsbetätigung

.nach Art. 6 StGG. verneint, denn auch die Ausübung dieses Grund-
rechtes ist an die Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen ge-
knüpft. Durch eine unrichtige, aber vertretbare Anwendung eines
einfachen Gesetzes wird in dieses Grundrecht nicht eingegriffen. Ein
solcher Fehler ist eine einfache Gesetzwidrigkeit, reicht aber nicht
in die Sphäre des Verfassungsrech ts hinein.

Da nach dem Ausgeführten die belangte Behörde zur Erlassung
des angefochtenen Verwaltungsaktes zuständig war und sie im übrigen
auch keine Entscheidungsbefugnis in Anspruch genommen hat,
die ihr nicht zugekommen wäre, wurde die Beschwerdeführerin auch
nicht in ihrem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte auf das
Verfahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt.

Die Beschwerde mußte daher als unbegründet abgewiesen werden.

3118
Verfassungsmäßigkeit des ersten Verstaatlichungsgesetzes. Begriff
der Enteignung im B.-VG. Unmittelbarer Eingriff in das Eigen-
tumsrecht durch Gesetz. Zulässigkeit von Individualgesetzen.

Gewaltentrennung.
Erk. v. 8. Dezember 1956, G 16/56.

Dem Antrag wird keine Folge gegeben.

Sachverhalt :
Auf Grund ihres Beschlussesvom 4. Mai 1956stellt die Nieder-

österreichische Landesregierung beim Verfassungsgerichtshof
gemäß Art. 140 Abs. 1 B.-VG. den Antrag, das Bundesgesetz vom
26. Juli 1946, BGBL Nr. 168, über die Verstaatlichung von Unter-
nehmungen (Verstaatlichungsgesetz)

a) seinem ganzen Inhalte nach, bzw. im Eventualfall
b) die Anlage zu dem in Rede stehenden Gesetz als verfassungs-

widrig aufzuheben.

Entscheidungsgründe :
1. Das Verfassungsrecht nimmt in zweifacher Hinsicht auf den

als "Enteignung" umschriebenen Tatbestand Bezug. Einmal im
Zusammenhang mit den Kompetenzartikeln und zweitens im Zu-
sammenhang mit den Grund- und Freiheitsrechten. Im Art. 10 Abs. 1
Z. 6 ist die Gesetzgebung und Vollziehung in Angelegenheiten der
"Enteignung zu Zwecken der Assanierung", ferner in Angel~enheit
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einer "sonstigen Enteignung, soweit sie nicht Angelegenheiten betrifft,
die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen" zur
"Bundessache" erklärt. Im Art. 5 des Staatsgrundgesetzes vom
21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 142, das nach Art. 149 Abs. I B.-VG.
als Verfassungsgesetz im Sinne des Art. 44 Abs. I gilt, heißt es, daß
das Eigentum unverletzlich ist und daß eine Enteignung gegen den
Willen des Eigentümers nur in den Fällen und in der Art eintreten
kann, welche das Gesetz bestimmt. Die Frage, die zunächst zu lösen
ist, ist die des Inhaltes des vom Verfassungsgesetzgeber verwendeten
Begriffes "Enteignung". Aus dem Zusammenhang der .beiden Be-
stimmungen muß geschlossen werden, daß unter "Enteignung"
nicht bloß die sogenannte klassische Enteignung, d. h. der durch einen
Verwaltungsakt verfügte Eingriff in die Rechtssphäre eines Individu-
ums, zu verstehen ist, sondern auch der durch das Gesetz selbst
verfügte Eingriff in die Eigentumssphäre. Mag sich auch der Ver-
fassungsgerichtshof in seinen Erk. v. 15. Dezember 1924, Slg. Nr. 360,
und v. 13. Dezember 1928, Slg. Nr. 1123, von der Vorstellung eines
historisch auszulegenden Enteignungsbegriffes leiten haben lassen,
so spricht doch gegen diese bereits in der bisherigen Rechtsprechung
zu den beiden Verstaatlichungsgesetzen aufgegebene Auffassung
die Erwägung, daß der Art. 5 des Staatsgrundgesetzes nicht zwingend
den Schluß zuläßt, daß es dem Gesetzgeber verwehrt wäre, unmittel-
bar Enteignungen auszusprechen. Auch in der neueren österreichischen
verwaltungsrechtlichen Literatur wird die Entziehung des Eigentums
unmittelbar durch das Gesetz als Enteignung im Sinne des Art. 5
anerkannt (z. B. Adamovich, Handbuch, n. Bd., S. 112). Infolge-
dessen hält der Gerichtshof an seiner in seinen Erk. v. 18. Oktober 1952,
Slg. Nr. 2431, und v. 24. Juni 1954, Slg. Nr. 2680, geäußerten Ansicht
fest, daß die durch das I. Verstaatlichungsgesetz vollzogene Über-
führung wirtschaftlicher Unternehmungen auf den Gebieten des Berg-
baues, der Erdölgewinnung, der Eisenindustrie, der Elektroindustrie,
der chemischen Industrie, der Schiffahrt und des Bankwesens auf
die Republik Österreich "einen gesetzlich festgelegten Sonderfall
einer Enteignung darstellt".

H. Der Verfassungsgerichtshof muß nunmehr in die Prüfung
der weiteren Frage eintreten, welche rechtliche Qualifikation der
Verstaatlichung nach dem 1. Verstaatlichungsgesetz beizumessen
ist und auf welcher verfassungsrechtlichen Grundlage dieser Akt
der Bundesgesetzgebung beruht. Der Gerichtshof verweist in diesem

IZusammenhang auf seine Qualifikation der Verstaatlichung als eines
I gesetzlich festgelegten Sonderfalles der Enteignung. Die Zuständigkeit
I des Bundes ergibt sich aus seiner Zuständigkeit zur Gesetzgebung
[ in Angelegenheiten der Enteignung zu anderen Zwecken als zu Zwecken
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der Assanierung (Art. 10 Abs. 1 Z. 6), da es sich bei der Verstaatli-
chung auch um eine Regelung auf Sachgebieten handelt, deren
Normierung Bundessache in Ansehung der Gesetzgebung ist (Bank-
wesen, Angelegenheiten der Industrie, Bergwesen nach Art. 10 Abs. 1
Z. 5, 8 und 10 B.-VG.).

III. Die antragstellende Landesregierung hat die Verfassungs-
widrigkeit des durch das Gesetz unmittelbar bewirkten Entzuges
des Eigentums auch auf die Erwägung gestützt, daß es sich beim
1. Verstaatlichungsgesetz um die "Einführung einer bis nun nicht
in Geltung gestandenen \Virtschaftsordnung" handelt. Dieser Einwand
geht ins Leere. Art. 5 des Staatsgrundgesetzes stellt wohl das Eigentum
unter den Schutz der Verfassung, indem er dessen Unverletzlichkeit
garantiert. Allein diese Eigentumsgarantie ist durch den Vorbehalt
zugunsten der Enteignung nach Maßgabe gesetzlicher Anordnung
eingeschränkt. Das erste Verstaatlichungsgesetz liegt als Fall einer
Enteignung unmittelbar durch das Gesetz ("Legalenteignung") im
Rahmen dieses Vorbehaltes.

IV. Die in der Anfechtung geltend gemachten Bedenken wegen
Verletzung des rechtsstaatlichen Prinzips und des Grundsatzes der
Gewaltentrennung erledigen sich mit dem Hinweis auf den Gebrauch
der von der Bundesverfassung nicht näher bestimmten Form des
Gesetzes (Zulässigkeit des Individualgesetzes) zwecks Herbeiführung
der Verstaatlichung und auf den Umstand, daß die Bundesverfassung
für die Abgrenzung der Staatsfunktionen ein organisatorisches
(formelles) Prinzip aufstellt (vgl. Adamovich, Grundriß des österrei-
chischen Verfassungsrechtes, S. 229).

V. Der Gerichtshof kann auch nicht finden, daß der Grundsatz
der Gleichheit vor dem Gesetz aus dem Grunde verletzt worden ist,
weil nicht ganze Wirtschaftszweige generell, sondern bestimmte
namentlich aufgezählte Gesellschaften, Unternehmungen und Betriebe
verstaatlicht worden sind. In dieser Hinsicht ist zunächst darauf
zu verweisen, daß eine Verstaatlichung der gesamten Unternehmungen
mit großem Kapitalbedarf und der gesamten Grundstoffindustrie
deshalb dem Gesetzgeber verwehrt war, weil dann das verfassungs-
gesetzlich gewährleistete Recht des Staatsbürgers auf Freiheit der
Erwerbsbetätigung (Art. 6 StGG.) in diesem Sektor praktisch beseitigt
worden wäre. Der Gesetzgeber mußte notgedrungen eine Abgrenzung
der Verstaatlichungsaktion vornehmen. Die Gründe, warum nament-
lich angeführte Unternehmungen auf dem Gebiete der Industrie,
des Bergbaues und des Bankwesens verstaatlicht wurden, sind aus den
parlamentarischen Materialien zu entnehmen. Danach war be-
absichtigt, lebenswichtige Betriebe mit Schlüsselstellung in der Volks-
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wirtschaft (Grundindustrie) und solche industrielle Betriebe zu
verstaatlichen, bei denen die Gefahr bestanden hatte, daß sie als
deutsches Vermögen von den Besatzungsmächten in Anspruch ge-
nommen werden könnten (vgI. die vom Bundeskanzler zu Beginn
der Sitzung des Nationalrates vom 26. Juli 1946 verlesenen Noten der
russischen Besatzungsmacht [Protokoll, S. 696 f.], ferner die Aus-
führungen des Abgeordneten Margaretha über den Umfang der zu
verstaatlichenden Betriebe, bei deren Auswahl darauf Rücksicht
genommen wurde, daß die Entschädigungen nicht die Leistungsfähig-
keit des österreichischen Staates übersteigen [Protokoll, S. 715]).
Bei diesen Erwägungen handelt es sich durchaus um sachliche, den
Vorwurf einer willkürlichen Auswahl ausschließende Motive des
Gesetzgebers.

Aus diesen Erwagungen mußte der Verfassungsgerichtshof zu
der Auffassung gelangen, daß verfassungsrechtliche Bedenken gegen
das erste Verstaatlichungsgesetz nicht bestehen. Demgemäß mußte
er den Antrag der anfechtenden Landesregierung abweisen.

3119
Verfassungswidrigkeit einer Bestimmung des Maß- und Eich-
gesetzes, BGBI. Nr. 152/1950. Wiederingeltungsetzen einer
seinerzeit außer Kraft getretenen Verordnung durch den Gesetz-
geber. Das Wiederinkraftsetzen einer außer Wirksamkeit getrete-

nen Vorschrift kommt ihrer Neuerlassung gleich.
Erk. v. 10. Dezember 1956, G 29, V 16/56.

I. Im § 70 Abs. 2 des Maß- und Eichgesetzes, BGBI.Nr. 152/1950, werden
die Worte "die Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen
mit dem Ministerium des Innern vom 22. März'1893, RGBI. Nr. 46, womit
die Anwendung von Schnellwaagen beimDetailverkaufin festen Betriebsstätten
sowie auf Märkten untersagt wird, auf Grund des § 44" als verfassungswidrig
aufgehoben. Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. Juni 1957 in Kraft.

11. Ein besonderer Abspruch über die Aufhebung der Verordnung des
Handelsministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium des Inneren
vom 22. März 1893, RGBI. Nr. 46, womit die Anwendung von Schnellwaagen
beim Detailverkauf in festen Betriebsstätten sowie auf Märkten untersagt
wird, entfällt.

Entscheidungsgründe :

1. Im Zuge eines vom Verwaltungsgerichtshof beantragten Verfah-
rens zur Prüfung der Gesetzmäßigkeit der Verordnung vom 22. März
1893, RGBI. Nr. 46, hat der Verfassungsgerichtshof festgestellt,
daß sich die vom Verwaltungsgerichtshof geäußerten Bedenken
in gleicher Weise gegen die Verordnung wie gegen § 70 Abs. 2 MEG.
18 . Verf"ssungsg.-Erk.


